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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene 
gibt er Kommunen eine starke 
Stimme und greift die Themen auf, 
die Bürger:innen vor Ort bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Besetzung 
der Organe orientiert sich an dem 
Votum der Wähler bei den Kommu-
nalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

Die kommunale Entwicklungspolitik 
hat im Zuge der Agenda 2030 und der 
Implementierung der Nachhaltigkeits-
ziele der Vereinten Nationen (SDGs) 
immer mehr an Bedeutung gewonnen. 
Wie uns die Flüchtlingskrise 
2015/2016, die Corona-Pandemie und 
zuletzt der russische Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine eindrücklich vor Au-
gen geführt haben, machen die Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts 
nicht vor Grenzen halt und müssen 
dementsprechend, wie Klimawandel, 
Lebensmittelkrisen und Migrationsbe-
wegungen auch global bewältigt wer-
den. Der kommunalen Entwicklungs-
politik kommt über eine stärkere inter-
nationale Vernetzung und einem aus-
geprägteren Lernen voneinander da-
bei eine gewichtige Rolle zu. 
 
Mittlerweile engagieren sich über 
1000 Kommunen entwicklungspoli-
tisch, Tendenz steigend. Gerade vor 
dem Hintergrund zunehmender natio-
nalistischer und populistischer Bedro-
hungen ist die kommunale Entwick-
lungspolitik als probates Mittel für die 
Stärkung von Multilateralismus und 

Offenheit sowie deren lokaler Veran-
kerung zu sehen.  
 
Kommunale Entwicklungspolitik 
stärkt gesamtdeutsches Engagement 
 
Die kommunale Entwicklungspolitik 
bietet dabei große Möglichkeiten, das 
gesamtdeutsche entwicklungspoliti-
sche Engagement zu stärken und 
diversifizieren. Durch ihre Nähe zur 
Bürgerschaft, Erfahrung in Kernthe-
men der Entwicklungspolitik wie der 
Grundversorgung oder auch ihrer 
wichtigen Rolle in der lokalen Veran-
kerung von Demokratie und Rechts-
staat können die deutschen Kommu-
nen wichtige entwicklungspolitische 
Impulse geben. In den letzten Jahren 
sind zur Unterstützung der Kommunen 
belastbare und professionelle Struktu-
ren entstanden, die ausschlaggebend 
dafür sind, dass sich immer mehr Kom-
munen in der Entwicklungspolitik en-
gagieren. Diese Strukturen sollten 
auch in Zukunft weiter gestärkt und 
wo nötig ausgebaut werden. 
 

Europa und Internationales 

Kommunale 
Entwicklungspolitik 

Kommunalentwicklungspolitische Kernforderungen 
 

1. Stärkung von Kommunalpartnerschaften 

2. Weltweite Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung und  

Finanzautonomie – Auch durch entsprechende Reformvereinbarungen auf 

Bundesebene mit Ländern des Globalen Südens 

3. Fördermittel weiterhin notwendig, aber Verfahrensvereinfachung 

angezeigt  

4. Niedrigschwellige entwicklungspolitische Angebote ausbauen 

5. Berücksichtigung kommunaler Vertreter/innen auf Auslandsreisen der 

Bundesminister/innen 

6. Einführung eines „Tages der kommunalen Entwicklungspolitik“ 

7. Fairen Handel fördern, aber keine Pflicht zu rein nachhaltiger Beschaffung 
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Mit ihrem Engagement für die Lösung 
globaler Herausforderungen leisten 
die Kommunen einen wertvollen Bei-
trag zur Zukunftsfähigkeit der Weltge-
meinschaft. Hierzu trägt auch eine zu-
nehmende Zahl an kommunalen Un-
ternehmen bei, die ihr besonderes Be-
triebs- und Organisationswissen zu Be-
reichen der kommunalen Daseinsvor-
sorge und der kommunalen Infrastruk-
tur in die Entwicklungspolitik einbrin-
gen. Zu begrüßen ist in diesem Zusam-
menhang der im Jahr 2019 auf der 
210. Sitzung der Ständigen Konferenz 
der Innenminister und -senatoren der 
Länder gefasste Beschluss zur Unter-
stützung des entwicklungspolitischen 
Engagements der Kommunen und ih-
rer Unternehmen im Rahmen der 
kommunalen Selbstverwaltung. 
 
Lokal handeln, global wirken 
 
Kommunale Entwicklungspolitik be-
ginnt zuallererst vor Ort in den Städ-
ten und Gemeinden. Insbesondere 
durch eine Förderung des fairen Han-
dels und der Umsetzung der SDGs ha-
ben sich bereits zahlreiche Kommunen 
auf den Weg gemacht, gezielt globale 
Zusammenhänge in ihrer lokalen Poli-
tik zu berücksichtigen. Wie vielfältig 
die Maßnahmen vor Ort sein können, 
zeigt der als Leuchtturmprojekt ausge-
zeichnete DStGB-Kommunalsaisonka-
lender mit seinen 52 Aktionen zu 
Nachhaltigkeit, fairem Handel und 
Umweltschutz für die 52 Wochen des 
Jahres.  
 
Der faire Handel ist ein wirkungsvolles 
entwicklungspolitisches Instrument, 
der zugleich durch eine stärkere Sensi-
bilisierung der Problematik das Ge-
meinwesen vor Ort fördert. Als größ-
ter öffentlicher Auftraggeber können 
die Kommunen durch fairen Handel 
und fairer Beschaffung einen wichti-
gen Beitrag zur Förderung nachhalti-
ger Anbau- und Produktionsverfahren 
sowie der Einhaltung sozialer Mindest-
standards leisten. Eine große Anzahl 
der deutschen Kommunen hat sich be-
reits auf den Weg gemacht, ihre Be-
schaffung nachhaltig und fair auszu-
richten. Dabei stoßen die Kommunen 

und ihre Beschaffungsämter jedoch 
auf signifikante Herausforderungen. 
Zum einen wird die Identifizierung fai-
rer und nachhaltiger Produkte durch 
die große Vielfalt und die zum Teil sehr 
unterschiedliche Qualität verschiede-
ner Siegel erschwert. Zum anderen be-
findet sich der Markt für nachhaltige 
und faire Produkte noch im Wachs-
tum, sodass der Bedarf der kommuna-

len Beschaffung gar nicht durch das 
Angebot am Markt allein gedeckt wer-
den könnte. Neben der Wahrung kom-
munaler Entscheidungsautonomie ist 
auch dies ein Grund, weshalb von ei-
ner Verpflichtung der Kommunen zu 
einer rein fairen bzw. nachhaltigen Be-
schaffung, zumindest auf absehbare 
Zeit, abzusehen ist. Vielmehr gilt es zu-
nächst, eine weitere Vereinheitlichung 
und Vergleichbarkeit der Siegel für 
Nachhaltigkeit und fairen Handel zu 
erreichen. Mobilisierungs- und Unter-
stützungsprogramme für faire und 
nachhaltige Beschaffung in den Kom-
munen sind gleichwohl fortzuführen 
und zu intensivieren. 
 
Bildung ist die Schlüsselressource für 
wirtschaftliche und soziale Prosperität. 
In vielen Ländern des Globalen Südens 
sind die Schulgebäude jedoch in einem 
sehr schlechten Zustand bzw. gar nicht 
existent. Genau hier setzt die 2018 
von den kommunalen 

Spitzenverbänden ins Leben gerufene 
Gemeinschaftsinitiative „1000 Schulen 
für unsere Welt“ an. Durch die breite 
Unterstützung in den Kommunen vor 
Ort wurden weltweit bereits über 200 
Schulbauprojekte in 29 Ländern ange-
stoßen und rund 7 Mio. Euro an priva-
ten Spendengeldern für den Schulbau 
mobilisiert. 
 

Die Städte und Gemeinden sind als 
bürgernächste staatliche Ebene wich-
tige Multiplikatoren und Kommunika-
toren. Sie gehen auf ihre Bürgerschaft 
zu, entwickeln gemeinsam mit zivilge-
sellschaftlichen Akteuren Projekte und 
unterstützen so das Verständnis für 
globale Zusammenhänge in der Bevöl-
kerung. Darüber hinaus ist die gezielte 
Zusammenarbeit mit migrantischen 
Akteuren und Gruppen im Rahmen der 
kommunalen Entwicklungspolitik ein 
potentes Werkzeug für die Integration 
und zur Förderung des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts und interkultu-
reller Kompetenzen vor Ort. 
 
Kommunale Partnerschaften stärken 
 
Wie wichtig kommunale Partnerschaf-
ten sind, und im Umkehrschluss wie 
falsch die politische und finanzielle 
Vernachlässigung solcher Partner-
schaften durch den Bund und die Eu-
ropäische Union in der Vergangenheit 



www.dstgb.de | 14.03.2023 | Seite 3 

waren, haben eindrücklich die Corona-
Pandemie und der russische Angriffs-
krieg auf die Ukraine gezeigt. Zielge-
naue Solidaritätsaktionen liefen genau 
dort am schnellsten an, wo bereits auf 
kommunale Partnerschaftsbeziehun-
gen und damit ein breites Netzwerk an 
Akteuren vor Ort zurückgegriffen wer-
den konnte. Schließlich kann über Ver-
bindungen auf lokaler Ebene schneller 
ermittelt werden, welche Unterstüt-
zung am dringendsten benötigt wird. 
 
Hier braucht es ein Umdenken und 
wieder eine stärkere Förderung und 
Würdigung solcher Partnerschaften. 
Mit dem Steinmeier-Mattarella-Preis 
werden deutsch-italienische Partner-
schaften ausgezeichnet. Die Über-
nahme der Schirmherrschaft über 
deutsch-ukrainische Kommunalpart-
nerschaften durch die Präsidenten Se-
lenskyj und Steinmeier würdigt eben-
falls die Partnerschaftsarbeit. Die Aus-
lobung eines Preises für die kommu-
nale Zusammenarbeit zwischen den 
Ländern ist hier analog zum Stein-
meier-Mattarella-Preis ebenfalls sehr 
gut vorstellbar. 
 
Positiv hervorzuheben ist, wie schnell 
es gelang über den Kleinprojektefonds 
der „Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt“ (SKEW) neue Kommunal-
partnerschaften zwischen ukraini-
schen und deutschen Kommunen zu 
fördern. In einem nächsten Schritt gilt 
es Förderinstrumente zu schaffen, die 
eine langfristige Partnerschaftsarbeit 
fördern und würdigen. Dies gilt explizit 
nicht nur für deutsch-ukrainische Kom-
munalpartnerschaften, sondern 
grundsätzlich für die gesamte kommu-
nale Partnerschaftsarbeit. 
 
Dass von Solidaritätspartnerschaften 
zwischen Kommunen abgesehen der 
Trend zunächst in Richtung konkreter 
Projektpartnerschaften geht, ist nach-
vollziehbar und auch nicht falsch. Es ist 
sinnvoll, wenn Kommunen zunächst zu 
einem bestimmten Thema (Klima, 
Energie, Urbanisierung etc.) eng zu-
sammenarbeiten und sich vertiefend 
kennenlernen. Auf die dann bestehen-
den Verbindungen sollte jedoch 

aufgebaut und perspektivisch, sofern 
bisherige Erfahrungen positiv waren, 
eine „echte“ Kommunalpartnerschaft 
angestrebt werden.  
 
Fördermittel wichtig - Verfahren ver-
einfachen 
 
Die kommunale Entwicklungspolitik ist 
keine Pflicht-, sondern eine freiwillige 
Aufgabe der Kommunen. Hieran ist 
auch in Zukunft festzuhalten. Schließ-
lich macht genau dies kommunale 
Selbstverwaltung aus. Ob und in wel-
cher Intensität eine Kommune ent-
wicklungspolitisch aktiv wird, muss der 
politischen Entscheidung vor Ort oblie-
gen. Folglich engagiert sich eine Kom-
mune auch nur dann entwicklungspoli-
tisch, wenn eigenes Interesse besteht, 
was in der Regel die Dauerhaftigkeit 
und die Krisenresistenz des Engage-
ments befördert. 
 
Die finanziellen und personellen Spiel-
räume der Kommunen sind gleichwohl 
äußerst begrenzt, sodass mit der Frei-
willigkeit auch ein besonderer Bedarf 
an externer Finanzierung mit einher-
geht. Hier ist an erster Stelle der Bund 
gefragt, der mit der an Engagement 
Global angedockten SKEW die Kom-
munen umfassend berät sowie eine 
Vielzahl an Förderprogrammen auf-
legt. 

 
Wie bei anderen Förderprogrammen 
auch, ist vor allem für kleinere Kom-
munen der administrative Aufwand für 
die Beantragung von Fördermitteln 
und in der Folge die Berichterstattung 
über die Verwendung der Mittel spür-
bar zu aufwendig. Um noch mehr 
Kommunen für ein Engagement in der 
Entwicklungspolitik zu begeistern, be-
darf es daher einer weiteren Entbüro-
kratisierung der Förderung. Eine voll-
ständige Digitalisierung des Antrags-
prozesses sowie eine KI-unterstützte 
Begleitung bzw. automatische Voraus-
füllung können hier sicherlich einen 
wichtigen Beitrag leisten. 
 
Hervorzuhebende Programme mit ei-
ner großen Breitenwirkung sind die 
Förderung einer Personalstelle zur Ko-
ordination und Umsetzung entwick-
lungspolitischen Engagements in Kom-
munen (sog. KEpol) sowie der Klein-
projektefonds. Beide sind fortzufüh-
ren. Zu prüfen ist, inwieweit eine 
(mehrmalige) Folgeförderung sinnvoll 
sein kann. 
 
Mit Blick auf die begrenzten Kapazitä-
ten kleinerer Gemeinden - sowohl fi-
nanziell wie vor allem auch personell - 
kann die Durchführung eines gemein-
samen entwicklungspolitischen Projek-
tes durch mehrere Gemeinden 
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zielführend sein. Auch eine stärkere 
administrative und organisatorische 
Unterstützung durch den jeweiligen 
Landkreis kann einen gangbaren Weg 
darstellen. 
 
Kommunale Selbstverwaltung und Fi-
nanzautonomie 
 
In Deutschland genießen die Kommu-
nen ein umfangreiches Selbstverwal-
tungsrecht. Kommunale und lokale 
Angelegenheiten werden vor Ort an-
gegangen. Diese Zuständigkeit und 
Selbstverantwortung ist in Deutsch-
land ein Garant für Stabilität. Zudem 
ist sie ein Exportschlager der kommu-
nalen Entwicklungszusammenarbeit. 
Eine wachsende Zahl der Länder des 
Globalen Südens öffnen ihre zentralis-
tisch orientierten Systeme und spre-
chen den Kommunen zunehmend 
mehr Aufgaben und Pflichten zu. Da-
mit die internationale kommunale Zu-
sammenarbeit weiterhin auf fruchtba-
ren Boden fällt, gilt es den Trend zur 
kommunalen Selbstverwaltung welt-
weit zu stärken. 
 
Wenn Partnerkommunen in Ländern 
des Globalen Südens in ihren kommu-
nalen Aufgaben gestärkt werden, wer-
den der Austausch über die Bewälti-
gung dieser Aufgaben und das Ziel der 
Zusammenarbeit auf Augenhöhe ge-
stärkt. Gerade die vom Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) verfolgten 
Reformpartnerschaften mit Ländern 
des Globalen Südens bergen für die 
Förderung der kommunalen Selbstver-
waltung großes Potential. Wenn den 
Kommunen der Länder des Globalen 
Südens im Zuge der Reformpartner-
schaften ein größeres Maß an Selbst-
verwaltung zugesprochen wird, kann 
die jahrzehntelange Erfahrung deut-
scher Kommunen in der Selbstverwal-
tung bestmöglich eingesetzt werden. 
Als unterstützende Maßnahme bietet 

sich zudem an, die kommunale Ebene 
zukünftig stärker in die Kommunika-
tion des BMZ mit den Partnerländern 
einzubeziehen. 
 
Würdigung entwicklungspolitisches 
Engagement von Kommunen 
 
Bund, Länder und EU erkennen mitt-
lerweile die Bedeutung der Kommu-
nen bei der Umsetzung der Agenda 
2030 und der Erreichung der SDGs an. 
Zudem ist die in Deutschland grundge-
setzlich abgesicherte kommunale 
Selbstverwaltung ein wichtiger Faktor 
für soziale und wirtschaftliche Prospe-
rität. Das Interesse in reformoffenen 
Ländern des Globalen Südens ist daher 
groß, ihren Kommunen ebenfalls mehr 
Autonomie zuzugestehen. Der Weg 
dorthin ist aber meist steinig und lang.  
 
In diesem Zusammenhang ist es un-
weigerlich als äußerst zielführend an-
zusehen, wenn Kommunalvertreter/in-
nen künftig zumindest bei größeren 
Ministerreisen des BMZ und des Aus-
wärtigen Amtes Bestandteil der Dele-
gation sind. Dass dies häufig nur ein 
Privileg für Nichtregierungsorganisati-
onen und Unternehmen ist, ist wenig 
nachvollziehbar. 
 
Damit sich mehr Kommunen für ein 
Engagement in der Entwicklungspolitik 
entscheiden, sind weitere nied-
rigschwellige Angebote und Formate 
notwendig. Positiv hervorzuheben sind 
hier die vom BMZ ernannten ehren-
amtlichen Botschafterinnen und Bot-
schafter für kommunale Entwicklungs-
politik. Sie zeichnen sich unter ande-
rem durch eine umfangreiche Exper-
tise zur Agenda 2030 sowie praktische 
Erfahrung bei der Implementierung 
kommunaler Entwicklungspolitik in der 
eigenen Kommunalverwaltung und Zi-
vilgesellschaft aus. Zum einen würdigt 
das BMZ so die bisherige entwick-
lungspolitische Arbeit der 

Botschafterinnen und Botschafter und 
zum anderen können die Botschaf-
ter/innen zugleich dazu beitragen, 
noch mehr Kommunen für die Ent-
wicklungspolitik zu sensibilisieren und 
zu motivieren. 
 
Eine weitere Möglichkeit zur stärkeren 
Würdigung entwicklungspolitisch en-
gagierter Kommunen wäre die Einfüh-
rung eines „Tages der kommunalen 
Entwicklungspolitik“ ähnlich zu den 
bekannten Gedenktagen der Verein-
ten Nationen. Dieser Tag würde ganz 
im Zeichen des großen kommunalen 
Engagements in der Welt stehen und 
zudem einen wichtigen Beitrag zu ei-
ner weiteren Sensibilisierung der Be-
völkerung und der Kommunen in Be-
zug auf die kommunale Entwicklungs-
politik leisten. 
 
 

Mitgliedsverbände 
Bayerischer Gemeindetag | Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz | Gemeinde- und Städtebund Thüringen  Gemein-
detag Baden-Württemberg | Hessischer Städte- und Gemeindebund | Hessischer Städtetag | Niedersächsischer Städte- 
und Gemeindebund Niedersächsischer Städtetag | Saarländischer Städte- und Gemeindetag | Sächsischer  
Städte- und Gemeindetag | Schleswig-Holsteinischer Gemeindetag | Städte- und Gemeindebund Brandenburg  
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt | Städte- und Gemeindetag 
Mecklenburg-Vorpommern | Städteverband Schleswig-Holstein | Städtetag Rheinland-Pfalz 


